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Alle zur Veröffentlichung im Geſetzblatt, im Staatsanzeiger Teil I und Staatsanzeiger Teil TI be⸗ 
ſtimmten Druckaufträge müſſen völlig druckreif eingereicht werden; es muß aus den Druckvorlagen 
ſelbſt auch erſichtlich ſein, welche Worte durch Sperrdruck oder Fettdruck hervorgehoben werden ſollen 
(Sperrdruck einmal, Fettdruck zweimal unterſtrichen). Die Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und des 
Staatsanzeigers für die Freie Stadt Danzig lehnt jede Verantwortung für etwaige auf Verſchulden 
der Auftraggeber beruhende Unrichtigkeiten oder Unvollſtändigkeiten der Druckvorlagen ab. 

Geſchäftsſtelle 
des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
für die Freie Stadt Danzig. 


Die Staatsbehörden und die einzelſtehenden freiſtaatlichen Beamten werden auf die Bekannt⸗ 
machung vom 15. 9. 1922 (Staatsanzeiger 1922 Nr. 87 Ziffer III, Abſ. 1) hingewieſen, wonach zum 
1. Dezember j. Is. der Bedarf an Geſetzblättern, Staatsanzeigern Teil I und Teil II durch die vor⸗ 
geſetzte Senatsabteilung bei der unterzeichneten Geſchäftsſtelle anzumelden iſt. 

Geſchäftsſtelle 
des Geſetzblattes und Staatsanzeigers 
für die Freie Stadt Danzig. 


268 Verordnung 


über die Führung eines Wareneingangsbuches. 
Vom 18. Oktober 1935. 


Auf Grund des 8 5 des Steuergrundgeſetzes wird verordnet: 


8 1 

(1) Gewerbliche Unternehmer (ſelbſtändige Handel- oder Gewerbetreibende einſchließlich der ſelb⸗ 
ſtändigen Handwerker jeder Art) ſind verpflichtet, für ſteuerliche Zwecke ein Wareneingangsbuch zu 
führen. 

(2) Von der Verpflichtung zur Führung eines Wareneingangsbuches ſind befreit: 

1. diejenigen gewerblichen Unternehmer, die zur Führung von Handelsbüchern (8 38 Abſ. 1 des 
Handelsgeſetzbuches) verpflichtet ſind und ſolche ordnungsmäßig führen; 

2. diejenigen gewerblichen Unternehmer, die durch eine andere geſetzliche Vorſchrift zur Führung 
von gleichwertigen (dem Wareneingangsbuch im weſentlichen entſprechenden) Büchern ver⸗ 
pflichtet ſind und ſolche ordnungsmäßig führen. 

(3) In das Wareneingangsbuch ſind diejenigen Waren leinſchließlich der Rohſtoffe, Halberzeug⸗ 
niſſe, Hilfsſtoffe und Zutaten) einzutragen, die der gewerbliche Unternehmer zur gewerblichen Weiter⸗ 
veräußerung oder zur gewerblichen Vermittlung erwirbt. Waren, die nach der Art des Betriebes 
üblicher Weiſe für den Betrieb, und zwar zur gewerblichen Weiterveräußerung oder zur gewerblichen 
Vermittlung, erworben werden, ſind auch dann einzutragen, wenn ſie für betriebsfremde Zwecke ver⸗ 
wendet werden. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 31. 10. 1935.) 
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(4) Die Eintragung in das Wareneingangsbuch iſt vorzunehmen einerlei, ob 

1. der Lieferer der Waren ein Unternehmer oder ein Nichtunternehmer iſt; 

2. die Waren unverändert oder nach Bearbeitung oder Verarbeitung weiterveräußert werden; 

3. der gewerbliche Unternehmer die Waren entgeltlich oder unentgeltlich, auf Ziel, gegen Kaſſe, 

durch Tauſch oder auf Gegenrechnung erwirbt; 

4. der gewerbliche Unternehmer Eigentümer oder unmittelbarer Beſitzer der Waren wird, oder 

ob er an den Waren weder Eigentum noch unmittelbaren Beſitz erlangt; 

5. der gewerbliche Unternehmer die Waren auf eigene oder auf fremde Rechnung erwirbt. 

(5) Das Wareneingangsbuch muß über jeden Poſten der im Abſ. 3 bezeichneten Waren die fol- 
genden Angaben enthalten: 

1. fortlaufende Nummer der Eintragung; 

2. Tag, an dem der gewerbliche Unternehmer den Warenpoſten erwirbt (das Eigentum, den 

unmittelbaren Beſitz oder die Verfügungsmacht erlangt); 

3. Name (Firma) und Anſchrift des Lieferers; 

4. Art des Warenpoſtens (handelsübliche Bezeichnung), Sammelbezeichnung (zum Beiſpiel: 
Kolonialwaren, Kurzwaren, Eiſenwaren) genügt, wenn ein Beleg (Ziffer 7) mit Einzelnachweis 
erteilt iſt; 

Menge oder Gewicht der Ware, falls ein Beleg nicht erteilt iſt; 

Preis des Warenpoſtens; 

. wenn ein Beleg (zum Beiſpiel eine Rechnung, eine Quittung, ein Kaſſenzettel, ein Fracht⸗ 
brief, ein Lieferſchein oder eine Nachnahmekarte) erteilt worden üt; 

(Angabe, wo [zum Beifpiel unter welcher Nummer der Belegfammlung] der Beleg auf- 

bewahrt wird.) 

(6) Die Eintragungen in das Wareneingangsbuch find laufend und zwar noch an dem Tag zu 
machen, an dem der gewerbliche Unternehmer den Warenpoſten erwirbt (das Eigentum, den unmittel⸗ 
baren Beſitz oder die Verfügungsmacht erlangt). Gleichzeitig iſt auf dem Beleg, wenn ein ſolcher erteilt 
worden iſt, die fortlaufende Nummer, unter der der Warenpoſten im Wareneingangsbuch eingetragen 
iſt, zu vermerken. 

(7) Der gewerbliche Unternehmer hat die Beträge monatlich und jährlich zuſammenzurechnen. 

(8) Diejenigen gewerblichen Unternehmer, die nach Abſ. 1 und 2 zur Führung eines Waren⸗ 
eingangsbuches verpflichtet ſind, haben bei Anlegung des Buches ein Verzeichnis der am 31. De⸗ 
zember 1935 in ihrem Betrieb vorhandenen Waren leinſchl. der Rohſtoffe, Halberzeugniſſe, Hilfs- 
ſtoffe und Zutaten) aufzustellen. Auf dieſes Warenverzeichnis finden die Vorſchriften des Abſ. 5 Ziffer 1, 
4, 5 und 6 entſprechende Anwendung. 

(9) Das Wareneingangsbuch, das Warenverzeichnis und die dazu gehörenden Belege müſſen 
zehn Jahre lang aufbewahrt werden. 

(10) Das Steueramt kann unter Abweichung von den Abſätzen 1 bis 8 für einzelne Fälle Er⸗ 
leichterungen bewilligen. Eine ſolche Bewilligung kann jederzeit zurückgenommen werden, auch wenn 
das bei der Bewilligung nicht vorbehalten worden iſt. 

(11) Zuwiderhandlungen gegen dieſe Beſtimmungen ſind nach 8 383 des Steuergrundgeſetzes 
ſtrafbar, wenn nicht nach anderen Vorſchriften (zum Beiſpiel nach § 366 oder nach $ 372 des Steuer⸗ 
grundgeſetzes) eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt. Außerdem findet, wenn dieſer Beſtimmung zuwider⸗ 
gehandelt worden iſt, eine Schätzung nach § 206 des Steuergrundgeſetzes ſtatt. 

(12) Sonſtige Buchführungs⸗ und Aufzeichnungspflichten bleiben unberührt. 


82 
Die Verordnung tritt am 1. Januar 1936 in Kraft. 
Danzig, den 18. Oktober 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Huth Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


269 Rechtsverordnung 
betr. Einführung einer Erlaubnispflicht für die Eröffnung von Gartenbaubetrieben. 
Vom 18. Oktober 1935. 
Auf Grund des § 1 Ziff. 68, 79, 89 und des § 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


oa 
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8 1 
Wer im Gebiet der Freien Stadt Danzig einen Gartenbaubetrieb nach dem Inkrafttreten dieſer 
Verordnung neu eröffnen oder einen beſtehenden Betrieb übernehmen will, bedarf hierzu der Erlaubnis. 


8 2 

Als Gartenbaubetrieb im Sinne dieſer Verordnung ſind ſolche Betriebe anzuſehen, die unter ge- 
ſteigerter Bodenbewirtſchaftung die Gewinnung von hochwertigen pflanzlichen Bodenerzeugniſſen, z. B. 
von Schnittblumen, Topfpflanzen, Obſt⸗ und Zierbäumen, Blumen- und Gemüſeſamen uſw. betreiben. 
Eine geſteigerte Bodenbewirtſchaftung im vorgenannten Sinne liegt regelmäßig dann vor, wenn be⸗ 
ſondere Einrichtungen vorhanden ſind, z. B. Bewäſſerungsanlagen, Schutzeinrichtungen gegen Sonnen⸗ 
brand oder Kälteſchaden, Gewächshäuſer und ſonſtige überglaſte Flächen, Käſten uſw. 

Landſchaftsgärtnereien, die ſich mit der Anlage und Pflege von Parks, Gärten uſw. befaſſen, 
gelten als Gartenbaubetriebe im Sinne dieſer Verordnung. 

Nicht als Gartenbaubetriebe im Sinne dieſer Verordnung ſind ſolche Betriebe anzuſehen, welche 
ohne geſteigerte Bodenbewirtſchaftung ausſchließlich die Erzeugung von Obſt und Gemüſe betreiben. 

Ferner gelten nicht als Gartenbaubetriebe ſolche Gewerbebetriebe, die ſich ganz oder in der Haupt⸗ 
ſache auf die Verarbeitung oder Veräußerung von Erzeugniſſen des Gartenbaus beſchränken (Blumen⸗ 
geſchäfte, Kranzbindereien uſw.). 

8 3 
Die Zulaſſung wird auf Antrag erteilt, wenn der Antragſteller ſeine Berufsbefähigung nachweiſt 
und die zur Ausübung ſeines Berufs erforderliche Zuverläſſigkeit beſitzt. 
8 4 
Zuſtändig für die Erteilung der Zulaſſungsbeſcheinigung iſt der Polizeipräſident. 
8 5 
Vor der Erteilung oder Verſagung der Erlaubnis iſt die Danziger Bauernkammer zu hören. 
86 

Gegen die Verſagung der Erlaubnis jteht dem Betroffenen binnen einer Ausſchlußfriſt von 

2 Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung die Beſchwerde beim Senat zu. 
8 7 

Im Falle des Todes des Inhabers eines Gartenbaubetriebes gelten die Erben, die mit ihm in 
der geraden Linie oder in der Seitenlinie bis zum zweiten Grade verwandt ſind, zur Weiterführung 
des Gartenbaubetriebes als zugelaſſen. 

Die Zulaſſung erliſcht, falls der Erbe innerhalb von 2 Jahren nach dem Tode des Erblaſſers weder 
die Zulaſſungsbeſcheinigung erlangt, noch zur Beaufſichtigung und Leitung des Gartenbaubetriebes eine 
Perſon angeſtellt hat, die den Vorausſetzungen des $ 3 der Verordnung entſpricht. 

8 8 
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Danzig, den 18. Oktober 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Greiſer Rettelsky 


270 Rechtsverordnung 
betr. Einführung einer Verkaufskarte für Blumen. 
Vom 18. Oktober 1935, 
Auf Grund des $ 1 Ziff. 68, 79, 89 und des 8 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von Volk 
und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Wer als Erzeuger oder Großhändler 
Blumen, Schnittgrün, Gebinde aus friſchen und künſtlichen Stoffen (Kränze, Kreuze und dergl.) 
für den Verbrauch im Gebiet der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig in den Verkehr bringt, muß 
eine Verkaufskarte beſitzen. 
8 2 


Verkauft jemand im Gebiet der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig die im § 1 bezeichneten Er⸗ 
zeugniſſe, jo muß er, falls er nicht ſelbſt im Beſitze einer Verkaufskarte iſt, jederzeit auf Erfordern der 
Polizeibehörde den Nachweis führen können, daß ſie von einem Inhaber einer Verkaufskarte oder 
aus dem Zollauslande bezogen ſind. 
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83 
Die Verkaufskarte wird auf Antrag erteilt. 
Die Verkaufskarte enthält den Namen des Inhabers, den Namen der Perſon oder der Firma, in 
deren Dienſten er handelt und die nähere Bezeichnung der Verkaufsſtelle. 


8 4 
Die Verkaufskarte iſt zu verſagen, wenn der Antragſteller die erforderliche Sachkunde oder Zu⸗ 
verläſſigkeit nicht beſitzt. Sie iſt ferner zu verſagen, wenn ein volkswirtſchaftliches Bedürfnis nicht beſteht. 
Die Erteilung der Verkaufskarte kann von Auflagen abhängig gemacht werden. 


8 5 
Zuständig für die Verteilung der Verkaufskarte iſt der Polizeipräſident. Soweit Erzeuger und 
Großhandelsbetriebe bereits beſtehen, ſind die Anträge bis zum 10. November 1935 bei der Danziger 
Bauernkammer einzureichen, die fie mit ihrer Stellungnahme an den Polizeipräſidenten weiterreicht. 
Iſt der Antrag friſtgemäß geſtellt, ſo erteilt die Danziger Bauernkammer dem Antragſteller 
hierüber eine Beſcheinigung. 
8 6 
Gegen die Verſagung der Verkaufskarte ſteht dem Betroffenen binnen einer Ausſchlußfriſt von 
2 Wochen nach Zuſtellung der Entſcheidung die Beſchwerde beim Senat zu. 


8 7 
Die Verkaufskarte kann zurückgenommen werden, wenn ſie auf Grund unwahrer Angaben oder 
ſonſt täuſchender Handlungen erwirkt worden iſt, oder wenn die in $ 4 genannten Vorausſetzungen für 
die Erteilung der Erlaubnis nicht mehr vorliegen. 
Die Vorſchriften der 88 5 und 6 gelten entſprechend. Die Beſchwerde gegen die Zurücknahme hat 
keine aufſchiebende Wirkung. 
Wird die Verkaufskarte zurückgenommen, ſo iſt fie einzuziehen. 


8 8 

Unabhängig von der Erteilung oder Zurücknahme der Verkaufskarte iſt der Handel mit den in 
§ 1 genannten Erzeugniſſen zu unterſagen, wenn Tatſachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Handeltreibende die für den Handelsbetrieb erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt. Unzuver⸗ 
läſſigkeit liegt insbeſondere dann vor, wenn der Auflauf der im § 1 genannten Erzeugniſſe zum Ver⸗ 
trieb im Gebiet der ſtaatlichen Polizeiverwaltung Danzig bei Perſonen erfolgt, die nicht im Beſitz 
einer Verkaufskarte ſind. 

Die Vorſchriften der 88 5 und 6 finden entſprechende Anwendung. 


8 9 
Wer die im § 1 genannten Erzeugniſſe in den Verkehr bringt, obwohl die nach dieſer Verordnung 
erforderliche Verkaufskarte nicht erteilt oder zurückgenommen oder der Handel unterſagt worden ſſt, 
wird mit Gefängnis bis zu 3 Monaten und mit Geldſtrafe bis zu 3000,— G oder mit einer dieſer 
Strafen beſtraft. 
Die gleiche Strafe trifft denjenigen, der den im $ 2 genannten Nachweis nicht führen kann. 
Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegenſtände, auf die ſich die ſtrafbare Handlung be⸗ 
zieht ſowie der zur Tat verwandten Verpackungs- und Beförderungsmittel erkannt werden, auch wenn 
ſie dem Täter nicht gehören. 
Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Polizeipräſidenten ein. 
8 10 


Die Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. Gleichzeitig treten die SS 64 und 66 der 

Reichsgewerbeordnung, ſoweit ſie dieſer Verordnung entgegenſtehen, außer Kraft. 
8 11 

Bis zur endgültigen Entſcheidung über die Anträge auf Erteilung einer Verkaufskarte, jedoch nicht 
über den 29. Februar 1936 hinaus, gelten die von der Danziger Bauernkammer gemäß $ 5 Abſ. 2 
erteilten Beſcheinigungen als vorläufige Verkaufskarten. 

Danzig, den 18. Oktober 1935. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Rettelsky 
! 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig 


